
Anders Wirtschaften  

– Ein Grüner New Deal für neue Arbeit 

und Innovation 
 

� Wir wollen eine soziale und ökologische 

Wirtschaftsordnung. 

� Wir wollen die alte Industriegesellschaft umbauen, das 

heißt wir investieren in Klima, Gerechtigkeit und Bildung. 

� Gute Wirtschaftspolitik ist Interessenpolitik für die 

Zukunft. Wir möchten den Rahmen setzen für mehr 

Energieeffizienz, Ressourcenschutz, hochkarätige 

Umwelttechnologie und Umweltdienstleistungen. 

� Mit einem gesetzlichen Mindestlohn von mindestens 7,50 

Euro wollen wir sicherstellen, dass Menschen von ihrer Arbeit leben können. 

� Zeitarbeitskräfte sollen wie die Stammbelegschaft bezahlt und behandelt werden. 

� Wir möchten die Sozialversicherungsbeiträge sozial staffeln und damit 

Geringverdienende von hohen Abgaben entlasten. 

� Wir wollen den Betriebsausgabenabzug von Managergehältern auf 500.000 Euro 

begrenzen. 

� Wir streben eine verbindliche Quote von 50 Prozent Frauenanteil in Aufsichtsräten an. 

� Wir wollen eine Einführung einer europäischen Finanzumsatzsteuer, die den 

Finanzsektor an der Finanzierung des Gemeinwohls beteiligt und Spekulationen 

bremst. 

� Grüne Finanzmarktpolitik ist transparent, verbraucherfreundlich, stabil und 

nachhaltig. 

� Wir wollen soziale und ökologische Kriterien im Vergaberecht rechtssicher und 

handhabbar ausgestalten. Außerdem möchten wir den Trend zu immer größeren 

Ausschreibungen umdrehen und das örtliche Handwerk und Kleinbetriebe durch die 

Aufteilung in kleine Ausschreibungen stärken. 

� Wir schlagen vor eine zeitlich befristete Vermögensabgabe nach Artikel 106 des 

Grundgesetzes einzuführen, mit der zweckgebunden die Kosten zur Bewältigung der 

Finanz- und Wirtschaftskrise getilgt werden sollen. 

� Kapitaleinkommen soll genauso wie Lohneinkommen der progressiv gestalteten Ein-

kommensteuer unterworfen werden. 

� Wir wollen eine wirksame und transparente Kontrolle der Konjunkturpolitik in der 

Krise. So fordern wir für alle zusätzlichen Ausgabenprogramme eine Internetseite, 

auf der alle Bürgerinnen und Bürger kontrollieren können, wohin ihre Steuergelder 

fließen. 

 

 

 

 

 


